Fall Nr. 2c – Abhandenkommen des abgegebenen Löffels

Nach einem langen, erfüllten Leben stirbt Eduard (E) im Kreise seiner Familie. Töchterchen Veronika (V) glaubt, Erbin zu sein, weshalb sie einen silbernen Löffel aus der Erbmasse an den Antiquitätenhändler Kasimir (K) verkauft. In Wirklichkeit hat E den Paule (P) testamentarisch (handschriftlich) als Alleinerben eingesetzt, welcher nun von Kasimir Herausgabe des silbernen Löffels verlangt.

Abwandlung: Nicht nur V, auch das Nachlassgericht glaubte, dass sie Erbin sei, und erteilte ihr deshalb einen Erbschein, den V dem K zeigte.

Ergänzungsfällchen 2c mit Sternchen – Rechtsscheine ohne Ende

E hatte ein Buch des EB geliehen, das Scheinerbin V für Eigentum des E hielt. V verkauft es unter Vorlage des Erbscheins an den gutgläubigen K.

Fall Nr. 3a – Der gute Glaube von Magda und Herrn S

Antiquitätenhändler A ist einer der besten Feinmechaniker der Gegend, weshalb er trotz seiner etwas chaotischen Organisationsweise einen großen Kundenstamm hat: Alte Uhren, die andere aufgeben, kann er als einziger wieder in Gang setzen.

Hieran erinnert sich Hans von Bubendorf (H), als er auf dem Speicher seines jüngst verstorbenen Vaters eine Uhr aus der Gründerzeit entdeckt, die in der Familie von Generation zu Generation weitergereicht wurde. Er bringt die Uhr zur Reparatur bei A, der das natürlich – gelernt ist gelernt – locker hinkriegt.

Zwei Tage vor dem Abholtermin entdeckt Antiquitätensammler S die Uhr im Geschäft des A. S erkennt sofort, dass die Uhr einst der Familie von Bubendorf gehörte. Er fragt A’s Angestellte Magda (M), ob die Uhr zu verkaufen sei, in der Annahme, der ‚alte Pleitegeier’ von Bubendorf (es kursieren haarsträubende Storys in der Antiquitätenszene) habe dem A die Uhr gegeben, auf dass dieser sie verkaufe. Magda nimmt an, wenn die Uhr im Geschäft liege, gehöre sie auch zum Sortiment. Folgerichtig verkauft sie sie dem S, gibt sie ihm mit einem netten „Bitteschön“ und wünscht dem Kunden viel Spaß.

H ist erzürnt und verlangt von S die Uhr.

Gesetzestexte

§ 56 HGB

Wer in einem Laden oder in einem offenen Warenlager angestellt ist, gilt als ermächtigt zu Verkäufen und Empfangnahmen, die in einem derartigen Laden oder Warenlager gewöhnlich geschehen.

§ 366 HGB

(1) Veräußert oder verpfändet ein Kaufmann im Betrieb seines Handelsgewerbes eine ihm nicht gehörige bewegliche Sache, so finden die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs zugunsten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, auch dann Anwendung, wenn der gute Glaube des Erwerbers die Befugnis des Veräußerers oder Verpfänders, über die Sache für den Eigentümer zu verfügen, betrifft.

§ 771 ZPO - Drittwiderspruchsklage

(1) Behauptet ein Dritter, dass ihm an dem Gegenstand der Zwangsvollstreckung ein die Veräußerung hinderndes Recht zustehe, so ist der Widerspruch gegen die Zwangsvollstreckung im Wege der Klage bei dem Gericht geltend zu machen, in dessen Bezirk die Zwangsvollstreckung erfolgt.

Lösungsansätze

Ich hatte ja schon mal angekündigt, dass wir angesichts der etwas entspannteren Rahmenbedingungen dies’ Semester den einen oder anderen Ausflug in terrae incognitae machen. Heute wechseln wir kurz ins Erbrecht, freilich immer noch mit sachenrechtlichem Schwerpunkt. 

Fall 2c.






A. Anspruch P gegen K aus § 985

P könnte gegen K einen Anspruch gemäß § 985 auf Herausgabe des silbernen Löffels haben.

I. Besitz

K ist Besitzer des Löffels.

II. Eigentum des P

P müsste Eigentümer des Löffels sein.

1. Eigentum nach dem Todesfall

Ursprünglich war E Eigentümer, er ist jedoch verstorben. Gemäß § 1922 I geht mit dem Tode einer Person deren Vermögen als Ganzes auf den oder die Erben über.

E setzt testamentarisch P als Alleinerben ein, was gemäß § 1937 möglich ist.

Somit ist das Vermögen des E mit dessen Tod auf P übergangen, also auch das Eigentum an dem Löffel.

Was passiert eigentlich vermögensrechtlich, wenn ein Mensch stirbt?

Die Frage beantwortet § 1922: Mit dem Tode geht das Vermögen als Ganzes (sofort) auf den oder die Erben über. Alle dinglichen Rechte, alle Forderungen, alle Vermögensgegenstände. Das nennt sich Universalsukzession. Sind’s mehre Erben, haben wir eine Erben-gemeinschaft.

Der Tote heißt Erblasser. Gesprochen: Erb-lasser. Nicht: „Erblasser“ i.S.v. blass-werden.

Wenn der Erblasser keine abweichende testamentarische Regelung trifft, greift die gesetzliche Erbfolge. Da reden wir gleich drüber. Der Erblasser kann aber auch eine beliebige Person als Erben einsetzen. Das ist dann die gewillkürte Erbfolge. Das Recht, das zu tun, nennt man Testierfreiheit. Ein Tier kann nicht Erbe sein. 

Wenn man einen konkreten Vermögensgegenstand jemandem zukommen lassen will, kann man das tun im Wege eines Vermächtnisses, vgl. § 1939. Durch Vermächtnis erwirbt der Vermächtnisnehmer nicht das fragliche Recht, vielmehr nur einen Anspruch gegen den Erben auf Leistung des vermachten Vermögensgegenstandes. Ähnliches gilt für den sog. Pflichtteil, vgl. § 2303 I.

Ein paar Worte zur gesetzlichen Erbfolge. Hat der Erblasser keinen Erben bestimmt, was der gesetzliche Regelfall ist, greifen §§ 1924ff., die bestimmen, dass die Verwandten erben, und zwar vorrangig solche mit nahmen Verwandtschaftsgrad. Erst erben Kinder und Kindeskinder, § 1924. Erst wenn keine (mehr) da sind, erben die Eltern des Erblassers bzw. deren Kinder und Kindeskinder, § 1925. Danach die Großeltern bzw. deren Kinder und Kindeskinder. 

Kinder und Kindeskinder sind Erben erster Ordnung, Eltern und deren Kinder und Kindeskinder Erben zweiter Ordnung, Großeltern und deren Kinder und Kindeskinder sind Erben dritter Ordnung. Und nun raten Sie mal, wer die Erben vierter Ordnung sind.

Der Ehegatte ist ein Sonderfall. Es gilt der Grundsatz, dass er neben den Verwandten Erbe wird. Ist aber eine potenziell hochkomplizierte Sache. Freuen Sie sich schon auf die Vorlesung Erbrecht.

Vorliegend ist jedenfalls P im Wege der gewillkürten Erbfolge Alleinerbe geworden, mithin ist er erst mal Inhaber aller Vermögenswerte des E. Durchaus wahrscheinlich, dass er eine ganze Menge an Veronika aufgrund ihres Pflichtteils wird abdrücken müssen, das ist aber erst mal egal.






2. Verfügung der V

P könnte dieses Eigentum jedoch aufgrund einer Verfügung der V gemäß § 929 S. 1 verloren haben.

Warum zitiere ich den § 932 noch nicht mit? Ich finde es etwas logischer, wenn man bei der Prüfung des § 929 irgendwann *überrascht* feststellt, dass Madame ja gar nicht berechtigt war, und dann nach reiflichen Überlegungen auf den Trichter kommt, es könne sich ja um einen Fall des § 932 handeln. Man nimmt m.E. zu viel vorweg, wenn man den § 932 schon in die Hypothese mit aufnimmt.






a) Einigung, Übergabe und Einigsein

V verkauft den Löffel an K. Es ist vom Vorliegen einer Übereignungsvereinbarung, einer Übergabe und dem Fortbestehen der Einigung zum Zeitpunkt der Übergabe i.S.d. § 929 S. 1 auszugehen.

Sparversion. Sie machen das natürlich hübscher.

Und wehe! Sie behaupten, aufgrund des Kaufs sei K Eigentümer geworden. Böse! BÖSE!!





b) Berechtigung

Ferner müsste V zur Übereignung des Löffels berechtigt gewesen sein.

Grundsätzlich ist nur der Eigentümer zur Verfügung über einen Gegenstand berufen. V ist nicht Eigentümerin. Eine Ermächtigung bzw. Bevoll-mächtigung ist nicht erkennbar, mithin verfügt V als Nichtberechtigte.

c) gutgläubiger Erwerb

K könnte jedoch gemäß §§ 929, 932 im Wege des gutgläubigen Erwerbs Eigentümer des Löffels geworden sein.

aa) Verfügung nach § 929

Der Löffel wird nach § 929 S. 1 veräußert.

bb) Gutgläubigkeit

An der Gutgläubigkeit des K ist nicht zu zweifeln.

cc) Abhandenkommen i.S.d. § 935

Ein gutgläubige Erwerb des Löffels könnte allerdings gemäß § 935 I 1 ausgeschlossen sein.

Das setzt voraus, dass dem Eigentümer P der Löffel abhanden gekommen ist. Abhanden gekommen ist eine Sache, wenn der Eigentümer den Besitz an dieser unfreiwillig verloren hat.

Ursprünglich hatte E unmittelbaren Besitz an dem Löffel. Gemäß § 857 ging dieser mit dem Tode des E an den Alleinerben P über.

Durch Verbringung des Löffels in den Besitz des K ohne entsprechenden Willen des P hat V einen unfreiwilligen Besitzverlust herbeigeführt. Somit ist der Löffel dem P abhanden gekommen, der gutgläubige Erwerb ist gemäß § 935 I 1 ausge-schlossen.

K ist somit nicht gemäß §§ 929, 932 im Wege des gutgläubigen Erwerbs Eigentümer des Löffels geworden, P hat sein Eigentum nicht aufgrund einer Verfügung der V gemäß § 929 verloren.

P ist somit Eigentümer.

III. Recht zum Besitz i.S.d. § 986

Ein Recht zum Besitz des K gegenüber P i.S.d. § 986 ist nicht erkennbar.

Zwar gewährt der Kaufvertrag zwischen V und K dem K ein Recht zum Besitz – dies aber nur im Verhältnis zu V.

B. Ergebnis

P hat somit gegen K einen Anspruch gemäß § 985 auf Herausgabe des silbernen Löffels.

Ja also das musste mal gesagt werden. Erbenbesitz führt zum Abhandenkommen i.S.d. § 935, wenn ein Scheinerbe verfügt, der keinen Erbschein hat.

Wat is’n Erbschein?

Abwandlung.

d) gutgläubiger Erwerb gemäß §§ 929, 2366

Zwar ist K nicht gemäß §§ 929, 932 Eigentümer geworden, er könnte allerdings gemäß §§ 929, 2366 Eigentümer geworden sein.

aa) Erwerb eines Erbschaftsgegenstandes durch Rechtsgeschäft

K erwirbt von V einen Löffel, mithin einen Gegenstand der Erbmasse, im Wege einer Über-eignung i.S.d. § 929, mithin durch Rechtsgeschäft.

bb) Bezeichnung des Veräußerers als Erbe

V ist im Erbschein als Erbin bezeichnet.

cc) Unrichtigkeit unbekannt

K ist nicht bekannt, dass der Erbschein unrichtig ist.

dd) Rechtsfolge

Gemäß §§ 2365, 2366 wird zugunsten des Erwerbers vermutet, dass der Inhalt des Erbschein richtig ist. Lt. Erbschein ist V Erbin des Vermögens des E, mithin als Eigentümerin des Löffels zum Zeitpunkt der Übereignung anzusehen, also als Berechtigte i.S.d. § 929.

Somit ist K gemäß §§ 929, 2365, 2366 Eigentümer des Löffels geworden.

..infolgedessen kein Anspruch aus § 985 für P.

§ 935 kickt aufgrund des Abhandenkommens den Rechtsschein des Besitzes ’raus, das gilt aber nicht für den neuen Rechtsschein, den der Erbschein setzt.

Einen Erbschein gibt es, damit der Erbe über das Vermögen des Toten verfügen kann, das nun seines ist. Ja, wir haben uns auch gewundert, dass er seit 60 Jahren nicht mehr auf sein Konto bei uns zugegriffen hat, aber manche unserer Kunden sind sehr langlebig. Der Erbschein wird vom Nachlassgericht ausgestellt. Nachlassgericht ist das zuständige Amtsgericht. Einen Erbschein braucht’s allerdings nur, wenn das Testament kein notarielles solches ist.

Der im Erbschein unzutreffenderweise als Erbe Eingetragene heißt Scheinerbe.

Lustig wird’s, wenn man den Rechtsschein des Besitzes mit dem Rechtsschein, den der Erbschein setzt, kombiniert, wie etwa in unserem Ergänzungsfällchen 2c mit Sternchen. 

Fallfrage ist natürlich ein Anspruch des EB auf Herausgabe, § 985. K ist Besitzer, EB ist und war Eigentümer, daran hat der Erbfall nichts geändert. Evtl. aber die Übereignung der V an K. V ist Nichtberechtigte. Gutgläubiger Erwerb?

cc) Abhandenkommen i.S.d. § 935

Der gutgläubige Erwerb des Buches könnte allerdings gemäß § 935 I 2 ausgeschlossen sein.

Das setzt voraus, dass dem Eigentümer EB das Buch abhanden gekommen ist. Abhanden gekommen ist eine Sache, wenn der unmittelbare Besitzer den Besitz an dieser Sache unfreiwillig verloren hat.

Es ist davon auszugehen, dass ursprünglich E un-mittelbaren Besitz an dem Buch hatte. Gemäß § 857 ging dieser mit dem Tode des E an P über.

Durch Verbringung des Buches in den Besitz des K hat V einen unfreiwilligen Besitzverlust bei P herbeigeführt. Freilich gilt gemäß §§ 2365, 2366 die im Erbschein eingetragene Person als Erbe, mithin die im Erbschein eingetragene V auch als Erben-besitzerin, weshalb die Verbringung des Buches in den Besitz des K aufgrund von dessen Gutgläubigkeit aus dessen Sicht eine freiwillige Verbringung aus dem Besitz der V ist, mithin nicht eine unfreiwillige aus dem Besitz des P.

Somit ist das Buch nicht als abhanden gekommen zu betrachten, der gutgläubige Erwerb ist nicht gemäß 
§ 935 I 2 ausgeschlossen.

Gutgläubiger Erwerb also zu bejahen, Anspruch aus § 985 zu verneinen.

Wir haben heute mehrere Fallgruppen kennen gelernt: 

· Wenn jemand nur glaubt, Erbe zu sein, und über einen (beweglichen) Nachlassgegenstand verfügt, ist dieser dem tatsächlichen Erben wg. § 857 abhanden gekommen. 

· Wenn jemand glaubt, Erbe zu sein, und einen Erbschein hat, liefert dieser den Rechtsschein, um den Besitzverlust beim tatsächlichen Erben unbeachtlich sein zu lassen. §§ 2365, 2366 kompensieren quasi die §§ 857, 935.

· Wenn jemand glaubt, Erbe zu sein, und einen Erbschein hat und über eine Sache verfügt, die nicht dem Erblasser gehörte aber in dessen nicht fehlerhaftem Besitz war, wird die fehlender Fehlerhaftigkeit (hihi) auf ihn, den Scheinerben, ausgedehnt.

Die Veräußerung durch den Scheinerben wird behandelt wie die Veräußerung durch den tatsächlichen. Also, wenn Gutgläubigkeit gegeben ist, natürlich.

Literaturhinweis :

Medicus, Dieter, Bügerliches Recht, Rnr. 568f..

Fall 3a.






A. Anspruch H gegen S gemäß § 985

H könnte gegen S einen Anspruch gemäß § 985 auf Herausgabe der Uhr haben.

I. Besitz

S ist Besitzer der Uhr.

II. Eigentum

Ursprünglich war H’s Vater Eigentümer der Uhr; mangels entgegenstehender Anhaltspunkte ist davon auszugehen, dass H gemäß § 1922 I Eigentümer geworden ist.
1. Verlust durch Übereignung gemäß § 929

Dieses Eigentum könnte H durch eine Übereignung durch A i.S.d. § 929 verloren haben.

Durch A? Aber die M verfügt doch (wenn überhaupt)! Schon, aber will sie in eigenem Namen verfügen?






a) Einigung

A schließt keinen Vertrag mit S, allerdings könnte ein entsprechender Vertragsschluss durch M dem A zuzurechnen sein gemäß § 164 I, III.

aa) eigene Willenserklärung

Aus der gemäß §§ 133, 157 maßgeblichen Sicht des S gibt M eine eigene Willenserklärung ab, die gerichtet ist auf Abschluss eines Übereignungsvertrages i.S.d. 
§ 929 S. 1 die Uhr betreffend.

bb) in fremdem Namen

M sagt nicht ausdrücklich, dass Sie für A handelt; aus dem Umstand, dass Sie als Verkäuferin im Geschäft des A arbeitet, ergibt sich dies jedoch, was gemäß § 164 I 2 ausreicht.

cc) mit Vertretungsmacht

M ist Angestellte im Laden des A, wo regelmäßig mit Antiquitäten gehandelt wird, mithin gemäß § 56 HGB als zu Übereignungen im Rahmen der Abwicklung von Verkäufen ermächtigt anzusehen.

Jetzt werden Sie vielleicht fragen, ob § 56 HGB nicht nur die Verkäufe meint? Nein, „Verkäufe“ ist hier untechnisch gemeint und umfasst auch Übereignungen.

dd) Empfängerseite

Für den Empfang der Willenserklärung des S gilt Gesagtes entsprechend, mithin ist der Vertrags-schluss durch M dem A zuzurechnen gemäß 
§ 164 I, III.

b) Übergabe, Einigsein

Am Fortbestehen der Einigung zum Zeitpunkt der Übergabe der Uhr ist nicht zu zweifeln.

c) Berechtigung

Als Nichteigentümer war A allerdings nicht be-rechtigt, die Uhr zu übereignen.

d) gutgläubiger Erwerb gemäß §§ 929, 932

S ist bekannt, dass die Uhr nicht dem A gehört, ist mithin nicht gutgläubig i.S.d. § 932 II; ein Erwerb der Uhr gemäß §§ 929, 932 kommt nicht in Betracht.

e) gutgläubiger Erwerb gemäß § 366 I HGB

S glaubt an die Verfügungsbefugnis des A; dieser veräußert – vertreten durch M – in seinem Handels-geschäft eine ihm nicht gehörende bewegliche Sache.

Das geht so natürlich eigentlich nicht, aber wir machen hier ja kein Handelsrecht. Was ist ein Kaufmann, was ist ein Handelsgewerbe? Spannende Fragen, aber nicht für uns.
2. Zwischenergebnis

Somit hat S gemäß §§ 929 S. 1, 932 BGB i.V.m. 
§ 366 I HGB die Uhr gutgläubig erworben, H ist nicht mehr Eigentümer der Uhr.

B. Ergebnis

Somit hat H gegen S keinen Anspruch gemäß § 985 auf Herausgabe der Uhr.

Merke: § 932 schützt nur den guten Glauben an die Eigentümerstellung des Veräußerers, nicht(!) an dessen Vertretungsbefugnis bzw. Ermächtigung. Böser Fehler, potenziell.

Außerdem verweist § 366 HGB auf §§ 932ff., insofern ist § 935 zu berücksichtigen.

